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ZEITGESPRÄCH

Renaissance des 
marktwirtschaftlichen Denkens?
Der Glaube an die Machbarkeit der wirtschaftlichen Entwicklung durch staatliciie Interventionen hat in 
den letzten Jahren deutlicii abgenommen. Stehen wir nun vor einer Renaissance eines verstärkt markt
wirtschaftlichen Denkens? Die Professoren Artur Woll, Karl Georg Zinn und Kurt W. Rothschild nehmen 
Stellung.

Artur Woll

Neuorientierung einer überholten Wirtschaftspolitil<?

Seit einiger Zeit wird in Wissen
schaft und Praxis -  nicht zu

letzt auch in Massenmedien -  die 
Frage erörtert, ob w ir an einem 
Wendepunkt unseres ökonomi
schen Denkens stehen. Eine Reihe 
von Indizien sprechen für eine Wie
derbelebung des marktwirtschaftli
chen Denkens. Kann man tatsäch
lich von einer solchen Renaissance 
sprechen? Eine Antwort auf diese 
Frage ist -  wie mir scheint -  er
heblich von persönlichen, also zu
fälligen Eindrücken und von Wer
tungen abhängig. Schon kurzes 
Nachdenken legt es nahe, zwi
schen der Situation in der Wissen
schaft und der in der Wirtschafts
politik zu unterscheiden.

Keine wissenschaftliche 
Renaissance

Mein Eindruck zur Lage im Fach 
ist: Eine Renaissance des markt
wirtschaftlichen Denkens läßt sich 
in der Wirtschaftswissenschaft -  
beschränkt man sich auf den 
deutschsprachigen Raum -  nicht 
konstatieren. Hält man sich an die 
Sprachlogik, setzt eine Renaissan
ce voraus, daß etwas abgestorben
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oder untergegangen ist, was ein
mal in Blüte stand. An dieser Vor
aussetzung fehlt es jedoch.

Die Überwindung der Kriegs
und Zwangswirtschaft durch die 
Wettbewerbsordnung gab dem 
marktwirtschaftlichen Denken in 
der Wissenschaft nach dem Zwei
ten Weltkrieg starken Auftrieb. Die
ses Denken hat innerhalb des Fa
ches bis heute eine ungebrochene 
Tradition. Dem steht weder entge
gen, daß in den ersten Jahrzehnten 
dieser Phase die Vertreter der 
Wettbewerbsordnung zumindest in 
der Bundesrepublik Deutschland 
einen größeren Einfluß auf die 
Wirtschaftspolitik ausübten als 
heute, noch daß im letzten Jahr
zehnt Gegner dieser Ordnung in 
einigen Universitäten dominierend 
geworden sind. Nach der unverän
dert herrschenden Meinung gibt es 
zur freiheitlichen Wirtschaftsord
nung in einer Demokratie keine 
wirkliche Alternative, auch wenn 
nur wenige Nationalökonomen mit 
deren Ausprägung in der Realität 
-  früher wie heute - 7  zufrieden 
sein dürften. Dies hat sich deutlich 
auf der Tagung des Vereins für So

cialpolitik 1980 in Nürnberg ge
zeigt, die ausschließlich ordnungs
theoretischen und -politischen Pro
blemen gewidmet war. Die Wahl 
des Tagungsthemas entspricht der 
erwähnten Tradition, auch wenn 
sie die gegenwärtige wirtschafts
politische Diskussion akzentuiert.

Es versteht sich, daß Erkenntnis
se und Ausdrucksweisen der W is
senschaft im Laufe von Jahrzehn
ten Wandlungen unterliegen. Form 
und Inhalt der Grundlagen des 
marktwirtschaftlichen Denkens 
werden heute anders präsentiert 
als in den fünfziger Jahren -  ein 
Grund, warum z. B. das in mancher 
Hinsicht zeitlose Buch von Walter 
Eucken ,,Grundsätze der W irt
schaftspolitik“ im akademischen 
Unterricht kaum noch benutzt wird. 
Stark vereinfacht und unter Ver
wendung beliebter Klischees kann 
man sagen, daß im deutschspra
chigen Raum der Einfluß d e r ,,Frei
burger Schule“ zurückgegangen 
und der d e r ,,Chicago Schule“ ge
stiegen ist, vor allem wenn man -  
mit Ausnahme seiner neueren 
währungspolitischen Vorstellungen 
-  Friedrich August von Hayek der
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letzteren zurechnet. Diese Ent
wicklung rechtfertigt es jedoch 
nicht, von einer Renaissance des 
marktwirtschaftlichen Denkens zu 
sprechen.

Das Ende einer
wirtschaftspolitischen Ära

Mein Eindruck zur Lage in der 
Wirtschaftspolitik ist: Die staatli
chen Entscheidungsträger sind -  
in fast allen Industrienationen -  
außerstande, das Zurückdrängen 
der Privatwirtschaft fortzusetzen. 
Eine nunmehr breite Bevölke
rungsschichten drückende Steuer
last sowie eine wachsende, zum 
Teil galoppierende Staatsverschui- 
dung bei gleichzeitiger Stagflation 
haben nach einigen Jahrzehnten 
den Wohlfahrtsstaat und die Fiscal 
Policy sowohl finanziell als auch 
politisch in eine Sackgasse geführt. 
Daß Wirtschaftspolitiker neuer
dings das Wort Marktwirtschaft 
wieder häufiger in den Mund neh
men, muß nicht besserer Einsicht 
entspringen. Wenn wir in den 
nächsten Jahren mehr Marktwirt
schaft haben werden, als nach 
dem Vordringen des Wohlfahrts
staates und einer an Keynes orien
tierten Stabilitätspolitik zu erwarten 
war -  immerhin aber weniger 
Marktwirtschaft als zuvor so 
nicht oder nicht in erster Linie des
wegen, weil unter den maßgebli
chen Wirtschaftspolitikern das 
marktwirtschaftliche Denken in 
neuer Blüte stände. Warum nicht?

Eine Renaissance des markt
wirtschaftlichen Denkens, die in 
der Wirtschaftspolitik anders als in 
der Wirtschaftswissenschaft mög
lich wäre, findet in absehbarer Zeit 
vermutlich nicht statt, weil dafür un
erläßliche Voraussetzungen feh
len. Diese Behauptung, der speku
lative Züge und politische Ein
schätzungen anhaften, möchte ich 
auf die Verhältnisse in der Bundes

republik Deutschland beschrän
ken.

Ein erstes Erfordernis für eine 
verstärkte Hinwendung zur Markt
wirtschaft wäre ein ordnungspoliti
scher Konsens zwischen der Bun
desregierung -  vor allem dem 
Wirtschaftsminister -  und der 
Mehrheit der sie tragenden Parla
mentsfraktionen. Die Auseinander
setzungen der letzten Zeit über 
wichtige ordnungspolitische Fra
gen -  z. B. über die Mitbestim
mung oder die Investitionslenkung 
-  belegen hinreichend deutlich, 
daß es bestenfalls gelingt, weitere 
Eingriffe in die marktwirtschaftliche 
Ordnung zu verhindern. Eine zwei
te, mit der ersten zusammenhän
gende Voraussetzung für eine 
marktwirtschaftlich orientierte W irt
schaftspolitik wäre die Unabhän
gigkeit der Entscheidungsträger 
von Koalitionskonstellationen und 
Interessenverbänden.

Selbstverständlich haben Min
derheiten in Regierungsfraktipnen 
und die Interessenverbände auch

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs
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früher versucht, die Wirtschaftspo
litik zu beeinflussen, wenn nicht zu 
bestimmen. Was aber insbesonde
re Ludwig Erhard auszeichnete, 
war die Folgerichtigkeit seines 
marktwirtschaftlichen Handelns 
auch in Fällen, in denen einzelne 
Mitglieder der Bundesregierung, 
Teile der Regierungsfraktionen und 
mächtige Interessenverbände -  
wie der Bundesverband der deut
schen Industrie bei der Kartelige- 
setzgebung oder der Deutsche Ge
werkschaftsbund bei Maßhalteap- 
pellen zur Lohnpolitik -  gegen sei
ne Wirtschaftspolitik ankämpften. 
Allerdings war eine solche Politik 
nur möglich, weil sich die Verant
wortlichen der Wirtschaftspolitik 
von einer breiten Mehrheit der Be
völkerung getragen wußten und 
deshalb Opponenten -  vor allem 
im eigenen politischen Lager -  ih
re Kritik in Grenzen halten mußten. 
Diese Bedingungen scheinen heu
te jedoch nicht mehr gegeben.

Die Verwirklichung einer dritten 
Voraussetzung widerspräche Le
benserfahrungen: Zahlreiche Wirt
schaftspolitiker, auf deren Ent
scheidung es ankommt, müßten 
die Grundlagen ihrer bisherigen 
Politik aufgeben. Keynes hat ein
mal geäußert, daß Menschen nach 
dem dritten Lebensjahrzehnt kaum 
noch dazulernen, so daß verant
wortliche Politiker einen Wissens
stand hätten -  und danach han
delten der dem ihrer Väter und 
Großväter entspräche. In Demo
kratien entscheidet der Wähler, in
dem er eine bestimmte W irt
schaftspolitik präferiert, auch über 
das Wissensdefizit der Politiker. 
Die Frage ist, wie lange Politiker 
Wählern klarmachen können, daß 
ihre Absichten nicht nur populär, 
sondern auch erreichbar sind.

In einigen Industrieländern -  z. 
B. in Großbritannien und in den 
USA -  hat sich inzwischen die 
Mehrheit der Wähler gegen eine

WIRTSCHAFTSDIENST 1981/1
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weitere Verfolgung wohlfahrts
staatlicher Ziele und eine Stabili
sierung der Konjunktur über den 
Staatshaushalt ausgesprochen. 
Keynes hat übrigens — was oft 
oder gern übersehen wird -  aus
drücklich erklärt (Vorwort zur deut
schen Ausgabe seiner Allgemei
nen Theorie, Berlin 1936), sein 
Konzept lasse sich am besten in ei
nem totalen Staat verwirklichen.

Kurswechsel?

Da nach meiner Auffassung 
marktwirtschaftliches Denken in 
der Wissenschaft nicht unterge
gangen ist, in der Wirtschaftspolitik 
der Bundesrepublik Deutschland 
seine Renaissance derzeit nicht 
wahrscheinlich sein dürfte, könnten 
sich die wissenschaftlichen Bemü
hungen um eine ordnungspolitisch 
konforme Stabilitätspolitik verstär
ken. Trotz einer breiten Strömung

für die Wettbewerbsordnung gibt 
es keine brauchbare Konjunktur
theorie und deshalb auch keine ra
tional begründete Konjunkturpoli
tik. Auch die ,,Monetaristen“ , die 
noch am ehesten eine marktwirt
schaftliche Alternative zur keyne- 
sianischen Nachfragesteuerung 
vorweisen könnten, nehmen dies 
entgegen einer verbreiteten Mei
nung nicht in Anspruch. Milton 
Friedman hat vielmehr wiederholt 
betont, die Verstetigung des Geld
mengenwachstums sei stabilitäts
politisch nur die zweitbeste Lö
sung, weil w ir über die kurzfristigen 
Zusammenhänge gesamtwirt
schaftlicher Größen nicht genug 
wüßten.

Die Dogmen- und Wirtschaftsge
schichte zeigt, daß wissenschaftli
che Erkenntnisse in der Regel nicht 
a priori, sondern beim Versuch ge
wonnen wurden, praktische Pro

bleme zu lösen. In Übereinstim
mung mit dieser Erfahrung hat die 
Ausweglosigkeit der bisherigen 
Wirtschaftspolitik In den letzten 
Jahren Untersuchungen ausgelöst, 
in denen die kurzfristigen Zusam
menhänge im Vordergrund stehen. 
Dieser fachliche Trend wird sich 
wohl verstärken.

Ob dabei eine marktwirtschaft
lich orientierte Alternative heran
reift, ist schwer zu sagen. Ein Kurs
wechsel in der Wirtschaftspolitik ist 
freilich selten der intellektuellen 
Anziehungs- oder Überzeugungs
kraft einer Alternative, sondern 
meist dem Versagen des bisheri
gen Konzepts zuzuschreiben. Soll
te es zu einem Kurswechsel auch 
hierzulande kommen, wird zu ge
gebener Zeit noch zu prüfen sein, 
ob dies die Folge einer Renaissan
ce des marktwirtschaftlichen Den
kens unter Wirtschaftspolitikern ist.

Karl Georg Zinn

Der sozialstaatliche Interventionismus steht zur Disposition

Die Wirtschaftspolitik der westli
chen Industrieländer ist in den 

Sog der neoklassischen Theorie 
und ihres pragmatischen Ablegers, 
des Monetarismus, geraten. Ober
flächlich betrachtet erscheint diese 
politische Strömung als ,,Rück
kehr“ zu marktwirtschaftlichen 
Prinzipien. Bei genauerer Betrach
tung zeigt sich jedoch, daß es gar 
nicht um mehr Marktwirtschaft 
geht, sondern um einen Angriff auf 
die hart erkämpften sozial- bzw. 
wohlfahrtsstaatlichen Strukturen 
der westlichen Demokratien.

Auch trifft die in der Presse be
nutzte Kurzformel ,,mehr Markt und 
weniger Staat“ die Sache nicht.

WIRTSCHAFTSDIENST 1981/1

Denn es geht nicht um weniger 
Staat schlechthin, sondern um Be
schneidung der sozialen, vertei- 
iungspolitischen Äste am interven
tionistischen Stamm. Zwar bedeu
tet dies auch insgesamt eine quan
titative Reduktion des Interventio
nismus, aber weitaus wichtiger als 
die quantitative Einschränkung der 
Staatstätigkeit -  meßbar etwa an 
der Entwicklung der Staatsquote -  
ist die Tendenz der qualitativen 
Veränderung der staatlichen W irt
schafts- und Finanzpolitik. Deutlich 
wird dies etwa daran, daß Einspa
rungsmaßnahmen bei den öffentli
chen Ausgaben in erster Linie die 
sozial- und verteilungspolitischen

Posten betreffen, während die un
ternehmensbezogenen, direkt oder 
indirekt auf Gewinnsicherung be
zogenen Ausgaben kaum angeta
stet werden. Es geht also nicht um 
weniger Staat, sondern um weni
ger Sözialstaat -  zugunsten einer 
stärkeren staatlichen Protektion 
des Privatkapitalismus.

Was sich abspielt, muß venwun- 
dern. Denn in der langen Ge
schichte des Industriekapitalismus 
hat sich erwiesen, daß marktwirt
schaftliche Prozesse Krisen her
vorrufen und nicht in der Lage sind, 
ohne umfangreiche staatliche Ein
griffe die Krise wieder zu beheben: 
die zehn Jahre von 1929 bis 1939
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sind bereits Beweis genug. Der In
terventionismus als Handlungs
prinzip hat auch keineswegs ver
sagt, wie noch etwas eingehender 
darzulegen sein wird. Allerdings 
wurde er auch nur selten konse
quent praktiziert: interventionisti
sche Beschäftigungspolitik in grö
ßeren Depressionen wurde regel
mäßig zu zögernd und in zu gerin
gem Umfang konzipiert. Zudem 
wird von den Regierungen auch 
meist übersehen, daß die Vollbe
schäftigung nach keynesianischem 
Muster sich nicht auf temporäre 
Ankurbelung beschränken kann, 
sondern eine Daueraufgabe dar
stellt; solange nämlich, wie die pri
vaten Investitionen auf dem Vollbe
schäftigungsniveau unter der (frei
willigen) Ersparnis der Volkswirt
schaft bleiben. Wenn aufgrund re
lativer Sättigung, nachlassenden 
Welthandelswachstums, verringer
ter Innovationsmöglichkeiten und 
aufgrund von anderen Faktoren die 
Investitionsrisiken steigen, somit 
die Investitionsbereitschaft nach
läßt bzw. die erzielbaren Renditen 
aus der Sicht der privaten Investo
ren im Verhältnis zu den Risiken zu 
gering erscheinen, um vorhande
nes Kapital in neuen Projekten zu 
binden, veriiert der privatkapitalisti
sche Sektor an Dynamik. Kompen
sierende Expansionskräfte können 
dann nur vom wirtschaftspoliti
schen Interventionismus, speziell 
staatlichen Investitionsprogram
men, ausgelöst werden.

Die junge Hoffnung der W irt
schaftspolitik der westlichen Re
gierungen auf die alten Verspre
chungen des Privatkapitalismus, 
der kaum von seinen interventioni
stischen Fesseln befreit, zu neuen 
Wachstumsgipfeln führe, ist eine 
Illusion. Interventionsfreie Markt
wirtschaft ist unter den heutigen 
Gegebenheiten weder ökonomisch 
möglich, noch läßt sie sich politisch 
längere Zeit durchhalten: die öko

nomische Unmöglichkeit ergibt 
sich bereits aus der Tatsache, daß 
die Volkswirtschaften in so starkem 
Maße von staatlichen Ausgaben, 
Subventionen und Investitionshil
fen abhängig sind, daß eine um
fangreiche Rücknahme dieser Poli
tik zu einem weitgehenden Zusam
menbruch des privatkapitalisti
schen Sektors führen würde. Poli
tisch läßt sich jene Politik nur so
lange durchhalten, wie die ideolo
gische Zuflucht der von den Ge
genwartsproblemen schockierten 
Wähler zu konservativen Parteien 
anhält.

Ein Zwischenspiel

Die ,,Renaissance des markt
wirtschaftlichen Denkens“ dürfte 
ein Zwischenspiel bleiben; aller
dings werden die Volkswirtschaften 
in der unmittelbaren Zukunft erst 
einmal nach dieser Melodie tanzen 
-  bis den Musikern der Atem aus
geht. Die wirtschaftspolitische Ab
kehr vom sozialstaatlichen Inter
ventionismus und die Verbeugung 
vor der privatkapitalistischen Indu
strie könnte als rationale Reaktion 
auf systemspezifische Anforderun
gen interpretiert werden; in der Kri
se vermindert sich der Spielraum 
für soziale und emanzipatorische 
Politik, und deshalb gilt es, den 
,.produktiven“ Sektor wieder stär
ker zu protegieren. Da der ,,pro
duktive“ Sektor privatkapitalistisch 
strukturiert ist, müßte alles getan 
werden, um die Rentabilität und die 
Gewinnsituation zu verbessern. 
Dieses Rezept ist jedoch keines
wegs so funktional, wie manche 
Apologeten und manche System
kritiker meinen, denn es wird nicht 
funktionieren, sondern die Lage 
noch verschlechtern. Das eklatante 
Versagen marktwirtschaftlicher 
Selbstheilungskräfte wurde in der 
Weltwirtschaftskrise der dreißiger 
Jahre in zweifacher Weise bewie
sen: Länder, die, wie Großbritan

nien und die USA, auf einen for
cierten beschäftigungspolitischen 
Interventionismus verzichteten\ 
blieben während des gesamten 
Jahrzehnts nach 1929 unter dem 
Beschäftigungs- und Produktions
niveau vor Eintritt der Krise. Zwei
tens zeigte die durch den Zweiten 
Weltkrieg erzwungene Staatsaus
gabensteigerung, die mit einem 
umfangreichen System von Preis- 
und Lohnkontrollen verbunden 
war, daß konsequente interventio
nistische Politik Vollbeschäftigung 
und  Preisniveaustabilität sichern 
kann^.

Die ,,Renaissance marktwirt
schaftlichen Denkens“ wird sich 
aber auch aus anderen Gründen 
als Strohfeuer erweisen. Diese 
rückwärtsgerichtete Konzeption 
steht nämlich in krassem Gegen
satz zu den realen Entwicklungen 
des kapitalistischen W irtschaftssy
stems, speziell des Weltmarktzu
sammenhangs: Konzentration, Oli- 
gopolisierung und Kartellierung der 
Märkte, die fortschreitende Aus
breitung der multinationalen Unter
nehmensstruktur sowie auch die 
von seiten der Dritten Welt erhobe
nen Forderungen nach e in e r,,Neu
en Weltwirtschaftsordnung“ , die -  
wie immer im Detail konzipiert -  
weniger und nicht mehr Marktwirt
schaft impliziert, haben die konkur
renzwirtschaftliche Ordnung in ei
nem Maße verändert, das weder 
die Rückkehr zu einem milden 
Laissez-faire erlaubt, noch histo
risch reversibel ist.

Paläoliberaler Exorzismus

Der konservative Trend in der 
Wirtschaftspolitik läßt sich im Hin
blick auf die wirtschaftsgeschichtli-

' Es sei daran erinnert, daß der beschäfti
gungspolitische Ansatz von Rooseveits New 
Deai durch die l<onservative Verfassungs
rechtsprechung der USA ganz wesentlich be
schnitten wurde.

^ Vgi. K. G. Z i n n :  Preissystem und
Staatsinterventionismus, Köin 1978.
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che Entwicklung als anachroni
stisch und unter dem Aspekt öko
nomischer Notwendigkeiten als w i
dersprüchlich interpretieren. Bei
spielsweise bietet die Wirtschafts
politik IVIargaret Thatchers ein 
deutliches Beispiel dafür, wie pa- 
läoliberaler Exorzismus sogar die 
konservative Klientel auf die Barri
kaden treiben kann: der britische 
Industriellenverband (CBI) liegt seit 
seiner Jahrestagung am 11. 11. 
1980 auf Gegenkurs zu Frau That
chers Sanierungsprogramm.

Wenn hier der wirtschaftspoliti
sche Konservatismus als anachro
nistisch charakterisiert wird, so 
bleibt er doch um so mehr ein rea
les, erklärungsbedürftiges Phäno
men. Eine mögliche Erklärung er
gibt sich aus der politischen und 
ideologischen Reaktion der Wähler 
in den westlichen Staaten. Die 
Mehrheit der Wähler ist der Mittel
schicht zuzurechnen, also von 
kleinbürgerlichem Besitzdenken 
und Veränderungsangst bestimmt. 
Hieraus enwachsen zusammen mit 
den vom privatkapitalistischen 
Sektor ausgehenden Einflüssen 
erhebliche Restriktionen für die in
terventionistische Politik in der Kri
se. Regierungen tendieren vor die
sem politischen Hintergrund nicht 
zu einer sukzessiven Ausweitung 
staatlicher Wirtschaftslenkung, 
sondern versuchen, sich aus der 
sozial- und beschäftigungspoliti
schen Verantwortung zu stehlen.

Mit dieser Entlastungsstrategie 
wird sich die wirtschaftliche Lage 
weiter verschlechtern, und als Fol
ge dieser Entwicklung wachsen die 
sozialen Spannungen. Damit gerät 
aber auch das politische System in 
eine Gefahrenzone: der Verlust so
zial- und verteilungspolitischer 
Loyalitätssicherung läßt möglicher
weise zu anderen Mitteln greifen, 
nämlich zu repressiven Maßnah
men. Man erinnere sich, daß im 
August 1980, als der Streik der pol

nischen Arbeiter das Regime er
schütterte, ohne daß polnische Po
lizei und polnisches Militär eingrif- 
fen, die französische Regierung die 
Kriegsmarine gegen ein paar wi
derborstige Fischer mobilisierte. 
Solche Maßnahmen sind in einem 
demokratischen Staat aber nur 
möglich, wenn die Regierung über 
eine entsprechende Mehrheit ver
fügt. Zugespitzt lautet somit die 
politökonomische Frage: Warum 
reagieren die Wohlstandsgesell
schaften in den westlichen Ländern 
zur Zeit ,,konservativ“ und antiin
terventionistisch?

Seit etwa zehn Jahren vollzieht 
sich ein allmählicher Bewußtseins
wandel in der Öffentlichkeit der 
westlichen Länder: Umweltbela
stungen, Rohstoff- und Energie
verteuerung, Inflation und Arbeits
losigkeit, Unsicherheit über den 
Fortbestand der sozialen Siche
rungssysteme und Agressivität in 
den internationalen Beziehungen 
schüren die Zukunftsangst der 
Menschen und provozieren das 
Gefühl, daß es ,,so“ nicht weiterge
hen kann. Die skizzierten Heraus
forderungen an Wirtschaft und Ge
sellschaft könnten eine breite Auf
bruchstimmung hervorrufen, eine 
Bereitschaft, die zentralen 
Menschheitsprobleme -  Beseiti
gung des Hungers und Bewahrung 
des Friedens -  durch eine außer
ordentliche historische Anstren
gung der internationalen Solidarität 
zu meistern. Dem stehen aber die 
menschlichen Veränderungsäng
ste und die für die westlichen Mit
telstandsgesellschaften typische 
Besitzstandsmentalität entgegen. 
Aufbruch würde bedeuten, eine 
Vielzahl herkömmlicher Normvor
stellungen und Systemstrukturen 
zur Disposition zu stellen: etwa ei
ne fundamentale Veränderung der 
nationalen und internationalen Ein
kommensverteilung, dauerhafte 
Verschiebung der wirtschaftlichen

Wachstumspotentiale aus den In
dustrie- in die Entwicklungsländer, 
Veränderung der Wohlstandsvor
stellungen vom Materiellen auf das 
Immaterielle, also „Kultur statt 
Konsum“ .

Der Weg ins Abseits

Doch der gebotene historische 
Veränderungsprozeß spielt sich 
nicht nach rational geplanten 
Handlungsschemata ab, sondern 
verläuft über Widersprüche und 
umfaßt den zeitweiligen Rückfall 
auf überkommene Verhaltensmu
ster. Die konservative Tendenz im 
Regierungshandeln der westlichen 
Länder läßt sich -  um einen Begriff 
aus der Verhaltensforschung zu 
wählen -  als eine Art Fluchtbewe
gung interpretieren: statt der Her
ausforderung adäquat, d. h. mit 
qualitativ neuer Politik, zu begeg
nen, wird der Weg ins Abseits in 
der irrigen Hoffnung gewählt, man 
könne den Problemen dadurch be
gegnen, daß man zu politischen 
Praktiken der Vergangenheit zu
rückkehrt. Symptomatisch ist in 
diesem Zusammenhang die Tatsa
che, daß das aktuelle Problem
spektrum, das die Wirtschaftskrise 
auszeichnet, von konservativen 
Positionen aus als Resultat ,.fal
scher“ Wirtschafts- und Gesell
schaftspolitik interpretiert wird. Der 
antiinterventionistische Affekt des 
Monetarismus, die Diffamierung 
des Sozialstaates als „Anspruchs
und Gefälligkeitsdemokratie“ , der 
offen und subversiv geführte 
Kampf gegen eine Erweiterung de
mokratischer Handlungsspielräu
me u. a. in der kapitalistischen 
Wirtschaft umreißen die ideologi
sche Gestalt des gegenwärtigen 
Konservatismus.

Veränderungsängste

Das erklärungsbedürftige Phä
nomen des Neokonservatismus 
liegt nicht darin, daß es überhaupt
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solche Tendenzen gibt -  sie sind 
stets vorhanden sondern daß 
sie so breite Zustimmung finden. 
Ausschlaggebend scheint hierbei 
die Tatsache zu sein, daß -  wie 
bereits angedeutet -  die Wähler
mehrheiten in den westlichen Län
dern der Mittelschicht angehören 
und die Mittelschichtsideologie weit 
über diese soziale Schicht hinaus, 
nämlich nach ,,unten“ bestimmend 
geworden ist -  nicht zuletzt durch 
die starke ideologische Bindung 
von Teilen der Arbeiterschaft an 
die bestehenden Verhältnisse. Mit
telschichten sind zwar auch ein 
Rekrutierungsfeld für sozialrefor- 
merische Ideologien und radikalde
mokratische Avantgarden, aber 
solche gesellschaftliche Emanzi
pationsströmungen treffen nur in 
ökonomischen und politischen 
Schönwetterperioden auf breite 
Zustimmung. Sobald es am Wirt
schaftshorizont düster wird, erhal
ten Veränderungsängste und Be
sitzstandsmentalität dominierende 
Bedeutung; da sich der Status quo 
nicht für die gesamte Gesellschaft 
halten läßt, verschärft sich der Ver
teilungskampf, und die Vertei
lungsfrage wird zugunsten der kon
servativ reagierenden Mittelschicht 
gelöst.

Ein Extrembeispiel hierfür liefert 
der Ausgang der amerikanischen 
Präsidentschaftswahlen am 4. No
vember 1980. Bei der für die USA 
üblichen Wahlbeteiligung (von 
52 %) gelang dem Mittelschichts- 
konservatismus ein überwältigen
der Sieg. In Westeuropa liegen die 
Verhältnisse etwas anders: Arbei
terschaft, Jugend, ökonomische 
Unterschicht sind -  anders als in 
den USA -  stärker in das politi
sche und gesellschaftliche System 
integriert -  die Wahlbeteiligung 
liegt auch entsprechend höher 
so daß die Mittelschichtregierun
gen zu mehr Konzessionen gegen
über den an sozialstaatlicher Politik

interessierten Minderheiten ge
zwungen bleiben®. Vor allem sind 
hierbei die wesentlichen Unter
schiede der gesellschaftspoliti
schen Positionen der Gewerk
schaften in Westeuropa und den 
USA zu beachten.

Frappierende Wende

Allerdings ist nicht zu übersehen, 
daß auch in Westeuropa das anti
interventionistische Ressentiment 
wächst und die Parole ,,Rückkehr 
zur Marktwirtschaft“ selbst bei 
Gruppen Widerhall findet, deren 
objektive Lebenssituation durch 
den sozialstaatlichen Interventio
nismus verbessert wurde. Frank
reich, England -  und mittlenweile 
auch die Bundesrepublik — sind 
Beispiele für diese konservative 
Wende der Wirtschaftspolitik. Das 
Frappierende an der wirtschaftspo
litischen Wende wird erst ganz klar, 
wenn man sich vergegenwärtigt, 
daß die empirischen Tatsachen 
keineswegs ein Versagen des In
terventionismus, eine ,,wissen
schaftliche“  Widerlegung der key- 
nesianischen Beschäftigungspolitik 
zeigen. Im Gegenteil: der keyne- 
sianische Interventionismus und 
die sozialstaatlichen Sicherungen 
haben in den vergangenen sieben 
Jahren verhindert, daß die Welt
wirtschaft wieder auf das Depres
sionsniveau der dreißiger Jahre zu
rückfiel, der Außenhandel unter 
protektionistischen Bestrebungen 
zusammenbrach und sich das 
Massenelend der dreißiger Jahre 
wiederholte.

Man stelle sich doch einmal vor, 
die OECD-Länder hätten nach 
1973 auf die heute verketzerte De
fizitpolitik verzichtet und sich sofort 
der tumben Doktrin der ökonomi
schen Voraufklärung gefügt, die 
darauf hinausläuft, die Staatsaus
gaben sukzessive mit den krisen
haft sinkenden Steuereinnahmen 
zu senken. Speziell die Bundesre

publik verdankt der Keynesschen 
Lehre Außerordentliches; Die im 
internationalen Vergleich noch re
lativ günstige Beschäftigungslage 
in unserem Land ist nicht nur auf 
die eigene Staatsverschuldung zu
rückzuführen, sondern wohl in glei
chem Maße auf die der Nachbar
länder! Das Emporschnellen der 
öffentlichen Defizite bei so w ichti
gen Handelspartnern wie Frank
reich und Italien (neben Benelux 
die größten Abnehmer deutscher 
Exportgüter), aber auch Schwe
den, Norwegen, Dänemark, Japan 
und andere Länder sind zu nen
nen, kam der bundesdeutschen 
Wirtschaft und ihren Beschäftigten 
zugute"^.

Halbherziger Interventionismus

Wenn die westlichen Regierun
gen wirklich zur massiven Konsoli
dierung der öffentlichen Haushalte 
übergehen sollten, dann dürfte die 
industrielle Reservearmee West
europas 1982/83 auf über zehn 
Millionen steigen; zur Stahlkrise 
gesellt sich dann eine noch schlim
mere Automobilkrise, und die Ghe- 
mieindustrie sowie einige andere 
Schlüsselbereiche werden die 
siebziger Jahre als ,,Goldene Zei
ten“ zurücksehnen. Daß solche

^ Ausführlicher hat sich der Verfasser mit 
dem ambivalenten Verhältnis von dem okrati
schem Sozialstaat und Privatkapitalismus an 
anderer Stelle befaßt. Vgl. K. G. Z i n n :  Die 
Selbstzerstörung der W achstum sgesell
schaft. Politisches Handeln im ökonomischen 
System, Reinbek 1980, S. 40 ff. passim.

Der Vergleich der S taatsverschuldung zw i
schen den w ichtigsten westeuropäischen 
Ländern, den USA und Japan zeigt, daß die 
Bundesrepublik die drittniedrigste Staatsver
schuldung (gemessen als Prozentsatz der 
Staatsschuld am Bruttosozialprodukt) auf
weist; auch die Zunahme der Staatsschulden 
nach 1974 erfolgte in den meisten Ver
gleichsstaaten sehr viel rascher als in der 
Bundesrepublik. Und selbst der Zinsdienst im 
Verhältnis zu den Gesamtausgaben des je 
weiligen Zentra lstaates ist in der Bundesre
publik vergleichsweise niedrig -  trotz der re
striktiven Geld- und Zinspolltik der Bundes
bank während der vergangenen Jahre. Vgl. 
zu Detailangaben Staatsverschuldung: Funk
tionen, W irkungen und Grenzen -  Ergebnis
se einer Tagung im Ifo-Institut, in: Ifo- 
Schnelldienst, Jg. 33, 29/30, vom 15. 10, 
1980, S. 1 ff., sowie Ifo-Studien, Heft 3/1980.
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Produktions- und Beschäftigungs
einbrüche nicht einmal die Inflation 
dauerhaft zu brechen vermögen, 
läßt sich empirisch u. a. an der 
Preisniveauentwickiung in den 
dreißiger Jahren ablesen; Als die 
USA und Großbritannien 1934 
noch sehr weit vom Vollbeschäfti
gungsniveau entfernt waren, stie
gen ihre Preisniveaus schon wie
der an. Auch dürfte es bereits ohne 
Rückgriff auf kompliziertere theore
tische Überlegungen einleuchten, 
daß ein massiver Produktionsrück
gang und damit eine entsprechen
de Verminderung im Warenange
bot bei gleichzeitiger Produktivi
tätsstagnation und starker Stück
kostenerhöhung weder einen sinn
vollen noch wirksamen Beitrag zur 
Lösung des Inflationsproblems 
darstellt.

Millionen Menschen in den west
lichen Ländern verdanken der Defi
zitpolitik der vergangenen Jahre ih
ren Arbeitsplatz; daß nicht alle vor 
Arbeitslosigkeit bewahrt wurden, 
ist nicht die Schuld des Keynesia
nismus, sondern der Halbherzig
keit, mit der die Regierungen Inter
ventionismus betrieben und zur fal
schen Zeit Steuersenkungspro
gramme placierten. Wer Antibiotika 
aus Furcht vor Nebenwirkungen 
unterdosiert, wird den Patienten 
nicht heilen, aber die Nebenwir
kungen dennoch nicht vermeiden. 
Aber Keynes geriet in Verruf; und 
nach aller Erfahrung bleibt immer 
irgendwas hängen.

ln der Öffentlichkeit, d. h. bei den 
Wählern, ist vor allem das Zusam
mentreffen von Arbeitslosigkeit, In
flation und Staatsverschuldung 
hängengeblieben. Bei dem relativ 
geringen Kenntnisstand des 
Durchschnittsbürgers über w irt
schaftliche Zusammenhänge fiel 
es der antiinterventionistischen 
Propaganda nicht allzu schwer, Ur
sache und Wirkungen umzukeh
ren: Staatsverschuldung als Kern

allen Übels. Da halfen auch sachli
che Korrekturen einiger Experten 
und wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungsinstitute wenig. Der Ruf 
nach ,,Freiheit vom Staat“ findet 
breites Gehör auch, weil die mei
sten Bürger schon Ärger mit Büro
kratien und Technokraten hatten 
und die Politiker und Parlamente in 
der Tat unter dem Deckmantel des 
Interventionismus auch schlichten 
Unsinn produzieren oder ihn zu
mindest zulassen; die europäische 
Agrarpolitik und ärgerliche Erhal
tungssubventionen sind nur einige 
,,Glanzlichter“ staatlichen Mißma
nagements. Nur: die Fehlleistun
gen und Fehlinvestitionen des Pri
vatsektors, Steuerbetrug und Wirt
schaftskriminalität mit ihren Milliar
denschäden finden weit weniger 
öffentliche Aufmerksamkeit und 
bleiben ordnungspolitisch folgen
los.

Etikettenschwindel

Die Parole ,,Freiheit vom Staat“ 
ist wie gesagt Etikettenschwindel; 
sie verbirgt mehr, als sie offenbart. 
Denn es geht nicht um prinzipiell 
weniger Staat, sondern um eine 
Verlagerung des staatlichen Inter
ventionismus zu Lasten sozial- und 
verteilungspolitischer Aktivitäten 
und zugunsten einer stärkeren För
derung privatkapitalistischer Finan- 
zierungs- und Handlungsspielräu
me. Symptomatisch ist etwa das 
Scheingefecht um das europäische 
Stahlkartell: nicht die kartellierte 
Produktion schlechthin stand zur 
Debatte, sondern es ging lediglich 
darüm, ob man beim Privatkartell, 
dem sogenannten ,.freiwilligen“ 
Kartell bleibt, oder ob staatliche, 
genauer suprastaatliche Regelun
gen greifen. Als ob das Abweichen 
von marktwirtschaftlichen Prinzi
pien in privatwirtschaftlicher Eigen
regie der Allgemeinheit eher zuzu
muten ist, als wenn Monopole und 
Kartelle öffentlicher Kontrolle un
terliegen. Der ordoliberale Groß

meister, Walter Eucken, hatte hier
zu eine klare Meinung: Kartelle und 
Monopole gehören unter staatliche 
Aufsicht.

Die Diskussion um die Stahlkrise 
weist jedoch eine weitere Problem
verkürzung auf, nämlich die schiefe 
Sichtweise des implizierten Struk
turproblems: von bundesdeutscher 
Seite wurde die Strukturkrise der 
Stahlindustrie primär als Folge un
zureichender technischer Anpas
sungen der ausländischen Stahlin
dustrien interpretiert. Im Grunde 
handelt es sich aber gar nicht um 
die Frage, ob zwischen den ver
schiedenen europäischen Stahl
herstellern gravierende Unter
schiede im Rationalisierungsstand 
vorliegen — der Luxemburger 
ARBED-Konzern hat ähnlich der 
deutschen Stahlindustrie in den 
vergangenen Jahren scharf ratio
nalisiert sondern es liegen ge
nerell Überkapazitäten vor; es han
delt sich also um eine Überproduk
tionskrise, die auch dann vorliegen 
würde, wenn alle Produzenten im 
Gleichschritt rationalisiert hätten.

Strukturpolitische Maßnahmen 
(im Stahlbereich) werden sich nicht 
auf Rationalisierungen beschrän
ken können, sondern auch das 
(Über-)Kapazitätsproblem ist zu lö
sen. Kapazitätsfragen in einem in
dustriellen Schlüsselbereich kön
nen aber nicht isoliert von den übri
gen Sektoren bzw. der gesamtwirt
schaftlichen Entwicklung gelöst 
werden. Deshalb greifen die Struk
turprobleme der verschiedenen 
Branchen ineinander. Es fragt sich, 
ob die anstehenden Struktur
schwierigkeiten der europäischen 
Wirtschaft -  wenn nicht der Welt
wirtschaft -  nicht ein neues ord
nungspolitisches Konzept derart 
erfordern, daß die Investitionstätig
keit in längerfristige Entwicklungs
planungen eingebettet wird, womit 
sich die Investitionsrisiken zugleich 
verringern ließen. Dies würde be
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deuten, daß die kurzfristige Nach
fragesteuerung (demand manage
ment) nach dem herkömmlichen 
Muster keynesschen Interventio
nismus durch eine längerfristige In
vestitionslenkung ergänzt werden 
muß; zumindest sind deutliche ge
samtwirtschaftliche (europäische) 
Planvorgaben notwendig, um die 
Kapazitätsentwicklungen in den 
verschiedenen Ländern bzw. Sek
toren aufeinander abzustimmen.

Es ist eine unbestrittene Tatsa
che, daß in allen (europäischen) 
Ländern umfangreiche staatliche 
Investitionsregulierungen vorge
nommen werden. Für die Bundes
republik ist etwa an die Vielzahl 
von subventions- und steuerpoliti
schen Maßnahmen der Investi
tionslenkung sowie an die indirekte 
Forschungs- und Investitionsfinan
zierung aus Steuermitteln zu den
ken, die über staatliche Güterkäufe

erfolgt (z, B. Rüstung, Telekommu
nikation). Alle diese einzelnen 
Maßnahmen der Investitionsbeein
flussung sind jedoch unkoordiniert 
und daher dirigistischer Natur; es 
fehlt eine systematische Abstim
mung der einzelnen Maßnahmen 
und ihre Orientierung an einer ge
samtwirtschaftlichen Entwicklungs
planung. Im Gegensatz zum kurz
fristigen Nachfragemanagement, 
das zumindest auf einer systemati
schen theoretischen Grundlage 
(dem Keynesianismus) erfolgt, 
agiert die bisherige Investitionslen
kung nach der Feuerwehrmethode: 
wo es brennt, wird gelöscht, aber 
es fehlt eine vorbeugende Brand
verhütungsstrategie. Deshalb ja 
auch die quasi-planwirtschaftliche 
Produktionslenkung in der europäi
schen Stahlindustrie.

Nun kann an dieser Stelle nicht 
detaillierter auf ,,Rahmenplanung“

und „Investitionslenkung“ einge
gangen werden, aber die W irt
schaftspolitiker sollten doch be
denken, daß die Zukunftsprobleme 
von anderer Oualität sind als dieje
nigen, die bisher zu lösen waren. 
Die Einigkeit über die Aufgabe, 
..Struktun/vandel“ zu fördern, ent
bindet nicht von einer genaueren 
Analyse der erforderiichen struk
turpolitischen Strategien. Vor allem 
lassen die qualitativ neuen Struk
turfragen den ,,Rahmen“ des 
marktwirtschaftlichen Prozesses 
nicht unberührt, so daß in Zukunft 
noch viel weniger damit gerechnet 
werden kann, daß die Strukturpro
bleme vorwiegend oder allein über 
Marktprozesse gelöst werden kön
nen.

Der herkömmliche Interventio
nismus war ja bereits eine Reak
tion auf marktwirtschaftliche Rege
lungsdefizite; diese Defizite sind

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

Christian Wilhelms

MARKT UND MARKETING IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
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Das praxisnahe Handbuch - gegenüber der 1971/72 unter gleichem Titel in engli
scher, französischer und spanischer Version erschienenen HWWA-Veröffentll- 
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nicht verschwunden, sondern ha
ben sich noch verstärkt. Deshalb 
wird auch kein genereller Rückzug 
des staatlichen Interventionismus 
erfolgen. Vielmehr besteht -  wie 
ausgeführt -  die Tendenz, die so
ziale Komponente des Interventio

nismus zu schwächen, um mehr 
Spielraum für staatliche ,,Wirt
schaftsförderung“ zu gewinnen. 
Die Last einer solchen Politik tra
gen jene, die schon bisher durch 
die Primärverteilung benachteiligt 
wurden und die das privatkapitali

stische Beschäftigungssystem 
,,aussortiert“ . Das konservative 
Menetekel entziffert sich nicht als 
,, Renaissance des marktwirt
schaftlichen Denkens” , sondern 
als Angriff des Privatkapitals auf 
die sozialstaatliche Demokratie.

Kurt W. Rothschild

Die nächste Renaissance des marktkritischen Denkens 
kommt bestimmt!

So wie in der Politik kann man 
auch in den Sozial- und W irt

schaftswissenschaften ein ständi
ges Auf und Ab bestimmter Ideen 
und Zielvorstellungen beobachten. 
Markt und Plan, Freihandel und 
Protektionismus, Privatisierung 
und Verstaatlichung usw. werden 
in wirtschaftstheoretischen und 
wirtschaftspolitischen Auseinan
dersetzungen immer wieder und 
mit wechselndem Geschick mitein
ander konfrontiert, ohne daß eine 
bestimmte Richtung alle anderen 
aus dem Felde schlägt.

Im Gegensatz zu den Natunwis- 
senschaften, wo im großen und 
ganzen ein ständiger Fortschritt 
von weniger akzeptablen zu ak
zeptableren Theoriegebäuden er
kennbar ist, sind die Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften meist 
durch ein Nebeneinander verschie
dener ,,Schulen“ mit abweichen
den Grundannahmen und Schluß
folgerungen gekennzeichnet. Aus 
diesen entwickeln sich zwar auch 
allmählich neue und verfeinertere 
Theorien, die aber keine Synthese 
erbringen, sondern auf höherer 
Ebene die alten Konfrontationen 
reproduzieren.

Hierfür gibt es zwei fundamenta- 
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le Gründe: erstens die enorme 
Komplexität und historische Be
dingtheit gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Erscheinungen und 
zweitens die ideologische Bedeu
tung von sozialwissenschaftlichen 
Aussagen in einer durch Gruppen
interessen und Konflikte charakte
risierten Welt.

Die Komplexität und historisch
institutionelle Bedingtheit w irt
schaftlicher Abläufe bewirkt, daß 
Theorien, welche eine allgemein 
gültige Darstellung des gesamten 
Wirtschaftsprozesses anstreben, 
notwendigerweise einen hohen 
Abstraktionsgrad aufweisen und 
auf einige wenige relevante Zu
sammenhänge beschränkt bleiben 
müssen. Das hat den Vorteil, daß 
einige schwer durchschaubare Zu
sammenhänge besser analysiert 
werden können, und den Nachteil, 
daß eine ganze Reihe anderer 
Faktoren und konkreter Umstände 
zu kurz kommen.

Die miteinander konkurrierenden 
und koexistierenden Theorien sind 
somit -  soweit sie nicht gerade
wegs unsinnig sind -  Teilmodelle, 
welche bestimmte Mechanismen 
der Wirtschaft vereinfacht mit allen 
ihren Implikationen darstellen.

Markttheorien zeigen, wie und wie
so aus vielen Einzelentscheidun
gen ein sinnvolles Ergebnis resul
tieren kann, keynesianische Theo
rien decken die Mechanismen von 
Marktstörungen und die Wirkungen 
korrigierender Eingriffe auf, und so 
weiter und so fort. Da wir es in der 
Realität verschiedener Zeiten und 
Länder stets mit neuen Kombina
tionen verschiedenster Bedingun
gen zu tun haben, würde ein ge
wissenhafter Erkenntnisprozeß 
ebenso wie eine wirtschaftspoliti
sche Rezeptur stets eine ausgewo
gene Anwendung der jeweils rele
vantesten Theorieelemente erfor
dern.

Diesem Weg, der viel Verständ
nis und Fingerspitzengefühl erfor
dert, steht aber häufig das ideologi
sche Element entgegen. Denn die 
einzelnen Theorien stellen meist 
nicht nur einen bestimmten Wir
kungszusammenhang in der Art ei
nes Naturgesetzes leidenschafts
los dar, sondern sind häufig mit 
Werturteilen verknüpft, die diesen 
Zusammenhang als besonders 
günstig oder ungünstig bezeich
nen. Damit tritt der Charakter der 
Theorien als Teilerklärung der 
Wirklichkeit in den Hintergrund,
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und es kommt zu interessenmäßig 
gefärbten „ordnungspolitischen“ 
Auseinandersetzungen, in denen 
die speziellen Modelle verabsolu
tiert werden.

An die Stelle der Koexistenz und 
wissenschaftlichen Debatte tritt die 
Konfrontation. Idealisierte Theorien 
dienen dann bestimmten Interes
sen, die aus einem bestimmten 
Mechanismus am ehesten Vorteile 
erhoffen können. So kommen idea
lisierte Markttheorien vor allem den 
Interessen der ,,beati possidentes“ 
entgegen, deren starke Ausgangs
stellung am Markt die Vorteile die
ses Systems in bestem Licht und 
die Nachteile als unbedeutend 
erscheinen läßt. Interventionisti
sche Theorien sprechen hingegen 
die weniger privilegierten Gruppen 
an, die am Markt weniger zum Zu
ge kommen oder -  wie die Arbeits
losen -  die Hauptlast des Markt
versagens zu tragen haben.

Ideologische Wellen

Wie steht es nun mit der Frage: 
Renaissance des marktwirtschaftli
chen Denkens? Wenn die Frage 
lautet: „B rauchen  wir eine Renais
sance des marktwirtschaftlichen 
Denkens, um die heutige Realität 
erkenntnismäßig besser erfassen 
zu können?“ , dann kann die Ant
wort wohl nur ,,Nein“ lauten. Das 
,,reine“ Marktmodell entspricht den 
Vorgängen in den entwickelten In
dustriestaaten -  von den USA bis 
Schweden, von der Schweiz bis 
Japan -  heute weit weniger als zur 
Zeit, als es entwickelt wurde. Wir 
treffen überall gemischte Systeme 
an, mit Oligopolen, multinationalen 
Gesellschaften, staatlichen Büro
kratien, ökologischen und Infra
strukturproblemen etc., die durch 
ein klassisches Marktdenken ana
lytisch und praktisch nur zu einem 
geringen Teil erfaßt werden kön
nen.

Eine gewisse Renaissance des

marktwirtschaftlichen Denkens im 
normativ-ideologischen Sinn ist je 
doch unverkennbar. Der Ruf nach 
,,Mehr Markt“ , nach Reprivatisie
rung, nach Einschränkung von So
zialpolitik und staatlicher Tätigkeit 
ist lauter geworden. Warum? Ich 
glaube, es lassen sich zwei Ein
flüsse erkennen. Der erste hängt 
mit einem allgemeinen politischen 
Wandel zusammen. Der progressi
ven Grundwelle der sechziger Jah
re, die im Pariser Mai besonders 
deutlich zutage trat, ist im letzten 
Jahrzehnt eine konservative Welle 
gefolgt. In der Politik heißt das, daß 
,,Law and Order“ im Vordergrund 
stehen und Reformen mißbilligt 
werden. Im Bereich der Wirtschaft 
führt diese konservative Geistes
haltung zur Überbetonung des 
Marktregulativs mit seiner Konser
vierung bestehender wirtschaftli
cher und gesellschaftlicher Macht
positionen.

Der zweite Einfluß hängt unmit
telbar mit dem Wirtschaftsablauf 
und dem ökonomischen Ord
nungsdenken zusammen. Wir le
ben in einem Wirtschaftssystem, 
das bestimmte inhärente Mängel 
aufweist, die tief in seiner Struktur 
verankert sind. (Andere Wirt
schaftssysteme haben andere 
Mängel; aber das ist hier ohne Be
lang.) Dazu gehören vor allem die 
mit dem Markt, privatem Eigentum 
und privaten Investitionsentschei
dungen verknüpften Tendenzen zu 
Einkommens- und Vermögensun
gleichheit sowie zu konjunktureller 
Instabilität.

Diese Schwächen des Marktes 
führen von Zeit zu Zeit zu interven
tionistischen Forderungen, welche 
diese Nachteile beseitigen sollen. 
Dies kann innerhalb dieses Sy
stems nur zum Teil gelingen. 
Gleichzeitig werden dann aber die 
spezifischen Schwächen des Inter
ventionismus sichtbar, wie büro
kratische Schwerfälligkeit, Störun

gen im Allokationsmechanismus 
des Marktes etc.

Marktorientierung vs.
Regulierung

Wir haben somit die Situation, 
daß in einem unvermeidlich insta- 
bil-inegalitären System mit not
wendigerweise  gemischten Len
kungsformen reine Ordnungsmo
delle (naive Markttheorie, naiver 
Keynesianismus) mehr verspre
chen, als sie halten können. Und 
das führt zu ideologischen Wellen. 
Auf Perioden einer betonten 
Marktorientierung, in denen die 
Probleme des Marktversagens 
deutlicher in Erscheinung treten, 
folgt eine verstärkte Forderung 
nach Regulierung, welche einige 
der Marktschwächen dann tatsäch
lich beseitigt, aber nun ihrerseits 
die Probleme des Interventionis
mus in den Vordergrund rückt. Der 
Markt als Prinzip beginnt wieder in 
einem freundlicheren Licht zu er
scheinen.

Die langen Jahre semi-keyne- 
sianischer Beschäftigungs- und 
Wachstumspolitik waren zwar 
recht erfolgreich, konnten aber die 
zu hoch gesteckten Ziele einer sta
bilen Wohlfahrtsgesellschaft nicht 
erreichen. Andererseits traten die 
Probleme des Interventionismus im 
Laufe der Zeit deutlicher in Er
scheinung. So konnte für eine Ge
neration, welche den marktbeding
ten Anstoß zu keynesianischem 
Denken nicht eriebt hat, das Markt
prinzip und das Marktdenken w ie
der an Attraktivität gewinnen. In 
dem Maße, in dem versucht wird, 
dieses Denken als exklusives 
„Ordnungsprinzip“ in die Praxis 
umzusetzen (Mrs. Thatcher läßt 
grüßen!), werden die Schattensei
ten und Probleme des freien Mark
tes wieder deutlicher werden. Die 
nächste Renaissance des markt
kritischen Denkens kommt be
stimmt.
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